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Gesetz; BetrVG 1972 § 4-0, § 37 Abs. 6» § 2 Abs. 1§ GG Art. 9 
Abs® 3; ArbGG § 2 Abß. 1 Nr. 4, § 8 Abs. 1, § 80 
Abs. 1; BGB § 400

Leitsätze;
1. Der Begriff der "Tätigkeit" des Betriebsrats i.S. des

§ 40 Abs. 1 BetrVG 1972 umfaßt auch die Teilnahme eines 
Betriebsratsmitglieds an einer Schulungs- und Bildungs­
veranstaltung gemäß § 37 Abs. 6 aaO (Bestätigung von 
BAG AP Nr. 2 zu § 40 BetrVG 1972).

2. Führen Gewerkschaften als Veranstaltungsträger Schulungs 
und Bildungsveranstaltungen nach § 37 Abs® 6 BetrVG 
1972 durch, so handeln sie nicht in ihrer allgemeinen 
Koalitionseigenschaft, sondern aufgrund ihrer betriebs­
verfassungsrechtlichen Unterstütz’ungsfunktion. Deshalb 
müssen die behandelten Themen auf das für Betriebsrats­
mitglieder zur Durchführung ihres Amtes erforder­
liche Wissen und Können ausgerichtet sein.

Aktenzeichen; 1 ABR 41/73 
Beschluß des BAG vom 29. Januar 1974 LAG Düsseldorf

(Köln)
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BV Ta 5/75 Düsseldorf.(Köln)

rkündet am .Januar 1974
z. Henkelmann, 
bsinspektorin 
3 Urkundsbeamter 
? Geschäftsstelle

B e s c h l u ß  
In Sachen

hat der Erste Senat“ des Bundesarheitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 29» Januar 1974 durch den 
Präsidenten Prof, Br. Müller, die Richter Br* Auffarth und 
Wendel sowie die ehrenamtlichen Richter Kettner und Andersch 
beschlossen

Auf die Rechtsbeschwerde der Antragstellerin 
wird der Beschluß des Landesarbeitsgerichts 
Düsseldorf vom 2. Mai 1975 - 2 BV Ta 5/73 - 
aufgehoben»
Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung an das Landesarbeitsgericht zu­
rückverwiesen»
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G r ü n d e ;

I. Die antragstellende Gewerkschaft führte in der Zeit 
vom 21« Februar bis 25* Februar 1972 eine Schulungswoche 
mit dem Thema "Neues Betriebsverfassungsgesetz" durch.
An der Veranstaltung nahmen auch die Betriebsratsmitglie­
der Sch und St vom Betriebsrat im Betrieb der Antrags­
gegnerin teil, denen die Antragsgegnerin den entstandenen 
Lohnausfall ersetzte.

Die Antragstellerin erstattete den Betriebsratsmit­
gliedern Sch und St für vier Tage Übernachtung und 
Verpflegung je Tag 30,— DM und für fünf Tage ein Zehrgeld von 
5,—  DM je Tag. In Höhe dieser verauslagten Beträge von zu­
sammen 145,— DM je Person haben die Betriebsratsmitglieder 
ihren etwaigen Erstattungsanspruch gegenüber der Antrags­
gegnerin durch Erklärung vom 24. Februar 1972 an die Antrag­
stellerin abgetreten. Im Bahmen dieser Ansprüche betreibt die 
Antragstellerin das vorliegende Beschlußverfahren.

Sie hat geltend gemacht, die den Betriebsratsmitgliedern 
aus Anlaß der Schulung für das neue Betriebsverfassungsge­
setz entstandenen Kosten habe die Antragsgegnerin gemäß 
§ 40 BetrVG 1972 zu tragen. Zur Tätigkeit des Betriebs­
rates im Sinne des § 4Ö Abs. 1 aaö gehöre auch die Teil­
nahme an einer Schulung, soweit diese Kenntnisse vermittle, 
die für die Arbeit des Betriebsrats notwendig seien. Die 
Tätigkeit des Betriebsrats umfasse nicht nur die eigent­
liche Wahrnehmung der Betriebsratsaufgaben im Betrieb selbst, 
sondern auch den Erwerb des Wissens um diese Aufgaben und um 
die vom Gesetz geforderte Art und Weise ihrer Durchführung 
im Betrieb, was man auch aus der Vorschrift des § 37 Abs. 6 
BetrVG 1972 entnehmen könne. Die Durchführung eines fünf­
tägigen Schulungskurses sei wegen der umfangreichen Materie 
des neuen Betriebsverfassungsgesetzes erforderlich gewesen. 
Die Antragstellepin hat beantragt, die Antragsgegnerin zu 
verpflichten, der Antragstell er in die entstandenen Kosten aus 
Anlaß der in der Zeit vom 21. Februar bis 25* Februar 1972 
durchgeführten Schulungswoche für Betriebsratsmitglieder in 
Höhe von 290,— DM zu erstatten.
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Die Antragsgegnerin hat beantragt, den Antrag zurückzu­
weisen. Sie hat geltend gemacht, die Anwendung des § 40 
BetrVG 1972 sei ausgeschlossen, weil die mit der Teilnahme 
von Betriebsratsmitgliedern an gewerkschaftlichen Schulungs­
und Bildungsveranstaltungen zusammenhängenden Fragen im 
Rahmen des § 37 BetrVG 1972, der insoweit als Sondervor­
schrift anzusehen sei, eine abschließende Regelung gefunden 
hätten. Eine weitergehende Kostentragung durch den Arbeit­
geber hätte aus diesem Grunde und auch wegen der erheblichen . 
finanziellen Bedeutung dieser Frage einer ausdrücklichen ge­
setzlichen Regelung bedurft. Selbst wenn man aber § 40 
Abs. 1 BetrVG 1972 anwende, fehle es an den tatbestands­
mäßigen Voraussetzungen dieser Vorschrift, weil die Teil­
nahme an einer Schulungsveranstaltung nicht als Tätigkeit 
des Betriebsrats anzusehen sei. Der Begriff "Tätigkeit" 
erfordere, daß der Betriebsrat selbst tätig werde, was nicht 
gegeben sei, wenn er lediglich rezeptiv an Vortragsveran­
staltungen teilnehme. Mit der Kostentragung werde der Arbeit­
geber zu einem Finanzierungsbeitrag für gewerkschaftliche 
Schulungsveranstaltungen gezwungen. Darin liege ein Ver­
stoß gegen den Grundsatz, daß die Gewerkschaften ihre Tätigkei­
ten und Einrichtungen aus den Beiträgen ihrer Mitglieder 
finanzieren müßten. Die Antragsgegnerin hat ferner einge­
wandt, eine Schulung von fünf Tagen sei nicht erforderlich 
gewesen. Auch die Geltendmachung eines Zehrgeldes sei nicht 
gerechtfertigt. Im übrigen müßten sich die Teilnehmer jeden­
falls die ersparten Aufwendungen anrechnen lassen.

Das Arbeitsgericht hat dem Antrag in Höhe eines Betrages 
von 240,— DM entsprochen und den weitergehenden Antrag zurück­
gewiesen. Auf die geltend gemachten Kosten hat es den Betriebs- 
ratsmitgliedern für den Tag je 5»— DM an ersparten Aufwen­
dungen angerechnet, so daß sich der Anspruch von insgesamt 
290,— DM um 50,—  DM auf 240,— DM ermäßigte.

Auf die Beschwerde der Antragsgegnerin hat das Landes­
arbeitsgericht den Antrag der Antragstell er in in vollem Ifot- 
fang zurückgewiesen, da eine Kostenerstattung für Schulungs­
veranstaltungen nach § 37 Abs. 6 in Verbindung mit § 40 
BetrVG 1972 in keinem Fall in Betracht komme.
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Mit der zugelassenen Hechtsbeschwerde verfolgt die 
Antragstellerin ihr ursprüngliches Begehren in Höhe von 
240,— DM weiter, das auch der Betriebsrat unterstützt, 
während die Antragsgegnerin um Zurückweisung der Hechts­
beschwerde bittet.
II. 1. Die Eechtsbeschwerde ist kraft Zulassung an sich 
statthaft und seitens der antragstellenden Gewerkschaft 
form- und fristgerecht eingelegt und begründet worden.
Auch die Beschwerde der Antragsgegnerin entspricht den 
gesetzlichen Erfordernissen.
2. Das Beschlußverfahren ist, wie der angefo.chtene Be­
schluß zu Recht ausführt, die in Frage kommende Verfahrens­
art. Der Verpflichtungsanspruch auf Übernahme der Schulungs­
kosten ist wegen der Teilnahme der Betriebsratsmitglieder 
als solcher an der Schulung von betriebsverfassungsrechtlicher 
Art; er ändert nicht dadurch seinen Charakter, daß er nach 
Abtretung nunmehr von der Gewerkschaft als Antragstellerin 
geltend gemacht wird. Diese Abtretung verstößt auch nicht 
gegen § 400 BGB, wie der Senat bereits in seinem Beschluß 
vom 30.Januar 1973 ~ 1 ABR 1/73 - ([demnächst] AP Nr. 3 zu^
§ 40 BetrVG 1972) unter Ziff. Ill 1 näher ausgeführt hat.
3* Die Beteiligungsbefugnis bestimmt sich - wie aus § 83 
ArbGG hervorgeht - nach materiellem Betriebsverfassungs­
recht. Sowohl die Gewerkschaft als Träger der Schulungs­
veranstaltung als auch der Betriebsrat, der seine beiden 
Mitglieder zu der Schulung entsandt hat, werden in ihren 
betriebsverfassungsrechtlichen Interessen unmittelbar be­
rührt. Der Verfahrensbevollmächtigte der Antragstellerin 
tritt nunmehr in der Hechtsbeschwerdeinstanz auch für den 
- rügelos - zu Unrecht am Verfahren bisher nicht hinzuge­
zogenen Betriebsrat auf.
III. Der angefochtene Beschluß tritt der vom Senat in seinen 
Entscheidungen vom 31» Oktober 1972 (1 ABR 7/72 * AP Nr. 2 
zu § 40 BetrVG 1972, auch zur Veröffentlichung in der Amt­
lichen Sammlung bestimmt, und 1 ABR 10/72) vertretenen 
Auffassung entgegen, die Teilnahme von Betriebsratsmit­
gliedern an gewerkschaftlichen Schulungsveranstaltungen,
die der Einführung in das BetrVG 1972 dienten, gehörte zur
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Tätigkeit des Betriebsrats i. S. des § 40 BetrVG 1972. 
Demgemäß hat das Landesarbeitsgericht eine Kostenerstattungs- 
pflicht der Antragsgegnerin als Arbeitgeber schlechthin ver­
neint Der Senat hält nach nochmaliger Prüfung der Hechts™ 
läge an seinem bisherigen Standpunkt fest.
1. Die Beschlüsse des Senats vom 31* Oktober 1972 sind 
teils zustimmend (Anmerkung Wiese, ArbR-Blattei, Betriebsver­
fassung VIII A, Entscheidung 1 'j derselbe in Elf St 73, 337 
[342] und Thiele, 6K—  BetrVG, § 40 Anm. 15 - 19f 
Schwegler, ArbuB 73» 189 j vgl. auch Dietz-Richardi, BetrVG,
5. Aufl«, § 37 Anm. 60 f., § 40 Anm. 19 ff- sogar für 
Kostentragung bei Veranstaltungen nach § 37 Abs. 7s 
Richard!, Anm. zu AP Nr. 2 zu § 40 BetrVG 1972), aber
auch ablehnend (Eich, DB 74, 91 ff-; Hiersemann, BB 73,
287{ Kraft, DB 73, 2519 [2523] u. Ohlgardt, BB 73» 333 u.
1215); besprochen worden.
2. Eine Divergenz zur Rechtsprechung des Bundesverwaltungs­
gerichts, die die Anrufung des Gemeinsamen Senats erforder­
lich machen würde, liegt nicht vor. Das Bundesverwaltungsge­
richt hat zwar in der Entscheidung vom 24. Oktober 1969 
(BVerwGE 34, 141) zu § 44 BPersVG 1955 gesagt, daß die 
Dienststelle keine Reisekosten zu tragen hat, die für die 
Teilnahme an einer gewerkschaftlich veranstalteten Fersonal- 
rätekonfsrenz entstanden sind. Diese Entscheidung erging 
auch zu der § 39 BetrVG 1952 bzw. § 40 BetrVG 1972 inhalt­
lich entsprechenden Bestimmung des § 44 Abs. 1 BPersVG 1955- 
In Jeder Hinsicht inhaltsgleiche Vorschriften in ver­
schiedenen Gesetzen können eine Divergenz begründen. Das 
BPersVG von 1955 enthält aber noch keine § 37 Abs. 6 BetrVG 
1972 entsprechenden, die notwendige Schulung mit der un­
mittelbaren Personalratstätigkeit gleichsetzenden aus­
drücklichen Bestimmungen über die Freistellung von Perso- 
nalratsmitgliedern für Schulungsveranstaltungen, wie das 
Jetzt ih § 46 Abs. 6 des Entwurfs BPersVG 1974 (Bundesrats­
drucksache 50/74) vorgesehen ist. Nach den einschlägigen 
Vorschriften des BPersVG 1955 und des BetrVG 1972 liegt 
daher Jedenfalls heute keine vergleichbare Gesetzeslage
mehr vor.
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3. Das Landesarbeitsgericht meint, wenn, eine erforder­
liche Schulung schon selbst Betriebsratstätigkeit dar­
stellen würde, so hätte es einer besonderen Bestimmung in 
§ 37 Abs, 6 BetrVG 1972 nicht bedurft. Diese Argumentation 
hat Gewicht, übersieht jedoch einen wesentlichen Umstand.

Der Gesetzgeber wollte gerade die bisherige Bechtsprechung 
des Bundesarbeitsgerichts kodifizieren. Wie der Senat be­
reits am 31« Oktober 1972 ausgeführt hat, regeln § 37 Abs. 6 
in Verbindung mit Abs. 2, 3 und § 40 BetrVG 1972 ganz ver­
schiedene Gegenstände® § 37 Abs. 6 ist nicht lex specialis 
zu § 40 (so jetzt auch: Dietz-Richardi, aaO, § 40 Anm. 20; 
Klinkhammer, BB 73, 1401 j a.M.: Erdmann-Jurging-Kammann,
BetrVG, § 37 Anm. 37? Kraft, DB 75, 2523). § 37 Abs. 6 in 
Verbindung mit Abs. 2 und 3 BetrVG 1972 behandelt arbeits­
vertragliche fragen, nämlich die Lohnfortzahlung trotz 
Nichtleistung von Arbeit, der § 37 insgesamt die Sicher­
stellung der Betriebsratsmitglieder hinsichtlich des Arbeits­
entgelts, ihrer Arbeitsbefreiung und der beruflichen Ent­
wicklung im Hinblick auf ihre unmittelbare Betriebsrats­
tätigkeit und im Hinblick auf den Besuch von Schulungs- und 
Bildungsveranstaltungen. § 40 regelt demgegenüber die frage 
der Kostentragung für Betriebsratstätigkeit. Ist aber im 
Rahmen des § 37 Abs. 6 BetrVG 1972 eine erforderliche 
Schulung von Betriebsratsmitgliedern der unmittelbaren Tätig­
keit gemäß § 37 Abs. 2 BetrVG 1972 kraft Gesetzes gleich- 
züsetzen - beide "Betätigungen" stehen wegen der Inbezug­
nahme der letzteren Vorschrift, durch die erstere auf der 
"gleichen Stufe" (Dietz-Richardi, aaO, § 40 Anm. 21) - , 
so ergibt sich zwanglos, daß auch die entsprechenden Kosten 
zu den Kosten der BetriebsratStätigkeit gemäß § 40 Abs. 1 
BetrVG 1972 gehören (so auch :Wiese, aaO). Die Tätigkeit 
des Betriebsrats im unmittelbaren Sinne und die für seine 
Arbeit erforderliche Schulung sind derart eng miteinander 
verzahnt, daß sie sachlich nicht voneinander getrennt werden 
können. Das eine ist die notwendige Grundlage für das andere 
(siehe die Entscheidungen vom 31. Oktober 1972 mit weiterem 
Nachweis dort).
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Der Begriff der "Tätigkeit" des Betriebsrats im Sinne 
des § 40 Abs, 1 BetrVG 1972 ist ferner bei unbefangener 
Wortauslegung umfassend. Eine Einschränkung ist, wie der 
Senat zu § 39 BetrVG 1952 schon entschieden hat (BAG 19»
314 [318/319] * AP Hr. 7 und A? Hr. 8 zu § 39 BetrVG), nur 
dahin vorzunehmen, daß unter Berücksichtigung des Grund­
satzes der vertrauensvollen Zusammenarbeit (§ 49 Abs. 1 
BetrVG 1952, jetzt § 2 Abs. 1 BetrVG 1972) der Arbeitgeber 
lediglich mit solchen Kosten belastet werden kann, die der 
Betriebsrat für erforderlich halten durfte. Hur unter An­
legung des dort positivrechtlich vorgeschriebenen Maßstabes 
der Erforderlichkeit besteht auch nach § 37 Abs. 2 und 
Abs. 6 BetrVG 1972 ein Anspruch auf Lohnfortzahlung. In diesen 
Grenzen ist aber als "Tätigkeit des Betriebsrats" jede 
Wahrnehmung von Aufgaben seitens des Betriebsrats als 
solchen oder auch einzelner vom Betriebsrat kraft Betriebs­
ratsbeschlusses beauftragter Betriebsratsmitglieder anzu­
sehen, die in Durchführung der dem Betriebsrat nach dem 
Betriebsverfassungsgesetz 1972 obliegenden Befugnisse er­
folgt. Dazu rechnet nach dem eben Gesagten gemäß § 37 
Abs. 6 BetrVG 1972 auch die Teilnahme eines Betriebsrats­
mitglieds an einer Schulungs- und Bildungsveranstaltung, 
die für die Betriebsratsarbeit erforderliche Kenntnisse 
vermittelt jedenfalls dann, wenn dies der Betriebsrat 
beschlossen hat. Das einzelne Betriebsratsmitglied ist in 
diesem Palle nicht nur berechtigt, sondern grundsätzlich 
auch verpflichtet, wegen seines Betriebsratsamtes an der 
Schulung teilzunehmen. Dann würde aber unter Umständen eine 
nach § 78 Satz 2 BetrVG 1972 unzulässige Benachteiligung 
des einzelnen Betriebsratsmitglieds wegen seiner Tätigkeit 
vorliegen, wenn es im Ergebnis mit Kosten belastet werden 
könnte, die andere Arbeitnehmer nicht zu tragen haben (ähn­
lich Schwegler und Wiese, aaO). Die Eigenschaft des Betriebs­
ratsamtes als Ehrenamt (§ 37 Abs. 1 BetrVG 1972) bedeutet 
des weiteren nicht, daß die Betriebsratsmitglieder deshalb 
besondere finanzielle Opfer zu bringen hätten, die anderen 
Arbeitnehmern nicht zugemutet werden. Mit dem Begriff des
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Ehrenamtes ist die Möglichkeit der Kostenerstattung sehr 
wohl vereinbar.

Es ist zwar richtig, daß während des Geltungszeitraums 
des BetrVG 1952 die Erage der Kostenerstattung für Schulun­
gen von Betriebsratsmitgliedern nicht akut geworden ist und 
daß, wie schon gesagt, der Gesetzgeber mit der Bestimmung des 
§ 57 Abs. 6 BetrVG 1972 der bisherigen Bechtsprechung des 
Senats (vgl, insbesondere BAß 1, 158 * AP Nr. 1 und AE Nr.
10 zu § 57 BetrVG) Bechnung tragen wollte. Damit ist aber 
nichts für die Beantwortung der Erage gewonnen* was unter 
"Tätigkeit" des Betriebsrats im Sinne des § 40 Abs. 1 
BetrVG 1972 zu verstehen ist (a.M. insbesondere HierBemann, 
aaO). Das Problem ist seinerzeit einfach nicht praktisch 
geworden. Das schließt jedoch nfcht die Prüfung aus, ob die 
Teilnahme an Schulungs- und' "Bildungsveranstaltungen im 
Sinne des § 57 Abs. 6 BetrVG 1972 eine Tätigkeit des Be­
triebsrats ist (so auch* Klinkhammer, BB 73, 1401).
4. Dem angefochtenen Beschluß kann, auch nicht darin bei­
getreten werden, die Kostenübernahme seitens des Arbeit-* 
gebers für erforderliche Schulungs- und Bildungsveranstaltungen, 
die von Gewerkschaften durchgeführt würden, verstoße gegen 
Prinzipien des Köalitionsrechts, des näheren gegen das 
Prinzip der "Gegnerfreiheit", das die finanzielle Unter­
stützung durch den anderen Koalitionspartner verbietet (vgl. 
statt aller: Hueck-Nipperdey, Lehrbuch des Arbeitsrechts,
7. Aufl., 2. Bd., 1. Halbbd., S. 90 ff. [95])» Der Senat 
hat sich schon in seinen Beschlüssen vom 51. Oktober 1972 
mit der Frage befaßt, ob die (teilweise) Übernahme von 
Kosten für von Gewerkschaften durchgeführte Schulungs- und 
Bildungsveranstaltungen gegen Grundgedanken des Koalitions­
rechts verstoßen würde und diese Erage verneint, soweit es 
sich um eine reine Unkostendeckung hinsichtlich der ein­
zelnen teilnehmenden Betriebsratsmitglieder handelt, die 
Gewerkschaft also aus derartigen Veranstaltungen keinen 
Gewinn erzielt. Dem angefochtenen Beschluß und der Kritik 
von Eich, Hiersemann und Ohlgardt (aaO) ist zwar zuzugeben, 
daß auch eine Entlastung von Kosten einen finanziellen 
Vorteil für die Gewerkschaft darstellen kann. Das wäre aber

-  9 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 9 - 14
nur bedenklich, wenn die Koalitionen und hier die Gewerk­
schaft gerade in ihrer typischen Eigenschaft als Wahrer 
kollektiver Arbeitnehmerinteressen, insbesondere als Tarif­
vertragsparteien handeln würden. Eine finanzielle Unter­
stützung von Schulungen von Gewerkschaftsmitgliedern mit 
diesem Themenkreis durch den sozialen Gegenspieler wäre in 
der Tat zum mindesten äußerst bedenklich.

Darum geht es bei den Schulungs- und Bildungsveran­
staltungen nach § 37 Abs. 6 BetrVCj 1972 aber gerade nicht.
Der Senat hat schon in seinen Entscheidungen vom 31* Oktober 
1972 auf die UnterStützungsfunktion der Gewerkschaften und 
der Arbeitgeberverbände für das sachgemäße Zusammenwirken 
zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat hingewiesen. Dabei 
handelt es sich nicht um "wohltönende Worte" (so Ohlgardt,
BB 73, 1216), sondern um einen fundamentalen Grundsatz 
des alten (§ 49 Abs. 1 BetrVG 1952) wie auch des neuen 
Betriebsverfassungsgesetzes (§ 2 Abs. 1 BetrVG 1972). Die 
Verpflichtung des Arbeitgebers, für erforderliche Schulungs­
und Bildungsveranstaltungen nach § 37 Abs. 6 BetrVG 1972 
im Rahmen des Prinzips der Verhältnismäßigkeit die Kosten 
zu übernehmen, gilt für alle Veranstaltungsträger. Wenn 
die Gewerkschaften insoweit eine weithin noch vorhandene 
Lücke ausfüllen, so handeln sie niqht kraft ihrer allge­
meinen Koalitionsaufgaben, insbesondere nicht als Tarif­
partner, sondern aufgrund ihrer betriebsverfassungsrechtli­
chen Unterstützungsfunktion, wie sie vor allem in § 2 
Abs. 1 BetrVG 1972, ..aber auch in zahlreichen anderen Vor­
schriften dieses Gesetzes angesprochen ist. Demgegenüber 
stehen die allgemeinen Koalitionsaufgaben der Verbände, 
auf die in § 2 Abs. 3 und § 74 Abs. 3 BetrVG 1972 ledig]i"ü 
hingewiesen wird (vgl. Dietz-Richardi, aaO, § 40 Anm. 24$ 
ebenso Klinkhammer, BB 73» 1402). Die Gewerkschaften ebenso 
wie die Arbeitgeberverbände stellen heute nicht mehr nur 
eine Interessenvertretung dar, sondern weisen bei ihrer 
Stellung im Arbeitsleben einen maßgeblich auch von der 
Gesamtheit der einschlägigen rechtlichen Regelungen aner­
kannten und begründeten öffentlichen Charakter auf und 
führen daher auch auf verschiedenen Gebieten eine staats­
entlastende Tätigkeit durch ( insoweit gleicher Meinung
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Eich, aaö)} unter dieser Sicht können die Verbände 
in das Betriebsverfassungsrecht eingebaut werden 
und sie sind derart eingebaut worden* Somit können 
sie zum mindesten ebenso wie jeder andere "neutrale" 
Veranstaltungsträger auch Veranstaltungen nach § 37 
Abs. 6 oder nach Abs. 7 BetrVG 1972 durchführen. Bei 
anderen Veranstaltungsträgem ist aber noch niemand auf 
den Gedanken gekommen, die Übernahme von Schulungskosten 
durch den Arbeitgeber begegne verfassungsrechtlichen 
Bedenken. Bann kann aber für die Koalitionen, wenn diese 
auf der Ebene des Betriebsverfassungsrechts tätig werden, 
nichts anderes gelten. Eine aus Artikel 9 Abs. $ GG abzu­
leitende Gleichgewichtslage, die "Parität" der Koalitionen, 
wird nicht verletzt, wenn die Verbände auf einer anderen 
Ebene, eben der des Betriebsverfassungsrechts, als Qrdnungs- 
faktoren letztlich für den vom Gesetz geforderten fried­
lichen Ausgleich von Interessengegensätzen (§ 74 Abs. 1 
Satz 2, Abs. 2 Satz 1, § 2 Abs. 1 BetrVG 1972) tätig 
werden (a.M. Eich, aaO). Die betriebsverfassungsrecht­
liche Stellung der Verbände läßt sie gemeinsam oder auch 
je für sich in besonderem Maße zur Durchführung von Ver­
anstaltungen der hier in Bede stehenden Art geeignet er­
scheinen. Eine Kostentragung durch den Arbeitgeber in diesem 
Bahmen bezieht sich auf seine betriebsverfassungsrechtliche 
Stellung.
5. Allerdings ergibt sich aus den vorstehenden Ausführungen 
zwangsläufig, daß die auf Schulungs- und Bildungsveranstal­
tungen nach § 37 Abs. 6 BetrVG 1972 behandelten (Ehernen auf 
das für Betriebsratsmitglieder für ihr Amt als Betriebs- 
ratsmitglieder erforderliche Wissen und Können ausgerichtet 
sein müssen (vgl. BAG Beschlüsse vom 6. November 1973 
- 1 ABE 8/73 - und - 1 ABR 26/73 - , zur Veröffentlichung 
in der AP vorgesehen und in der Amtlichen Sammlung bestimmt). 
Derartige Veranstaltungen sind von Schulungen für Gewerk­
schaftsmitglieder und - funktionäre mit gewerkschaftspo­
litischer Zielrichtung streng zu unterscheiden. Interessen- 
politische Gesichtspunkte dürfen, wenn überhaupt, allen­
falls nur in geringfügiger Weise am Bande berührt werden.
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Es ist nicht einzusehen, inwiefern die Gewerkschaften durch 
das Betriebsverfassungsgesetz 1972 geradezu dazu "gezwungen" 
würden, im Bahnen des § 37 Abs« 6 BetrVG 1972 vorrangig 
eine Schulung zu betreiben, die einseitig nach Gewerkschafts­
interessen ausgerichtet ist und nicht nach objektiven Ge­
sichtspunkten G so aber Ghlgardt, aaO). Ware ersteres der 
Fall, so würden überdies die Gewerkschaften den ihnen an­
gehörenden Betriebsratsmitgliedern und sich selbst als 
Verbänden mit auch maßgeblich öffentlichem Charakter letztem 
Indes einen schlechten Dienst erweisen*
6. 1er angefochtene Beschluß hat von seinem lechtsstand- 
punkt ausgehend weder konkrete tatsächliche Feststellungen 
über den Inhalt der Veranstaltung noch über die Angemessen­
heit der geltend gemachten Kosten getroffen* Die Akten sind 
nicht in Bezug genommen worden. Die Antragsgegnerin stellt 
die Erforderlichkeit im Sinne des § 37 Abs. 6 BetrVG 1972 
nicht nur hinsichtlich der Zeitdauer, sondern aueh hinsicht­
lich der behandelten Ehernen in Abrede. Dann genügt aber
die Feststellung'des Landesarbeitsgerichts nicht, es habe 
sich um eine Schulungswoche mit dem Eherna "Neues Betriebs- 
verf assungsgesetz " gehandelt. Die erforderlichen tatsäch­
lichen Feststellungen kann das lechtsbeschwerdegericht nicht 
treffen, so daß die Zurückverweisung der Sache erforderlich 
ist (§ 96 Abs. 1 ArbGG, § 565 ZPO).
7. Der Senat weist darauf hin, daß nicht nur die Vermitt­
lung von sogenannten Spezialkenntnissen, sondern auch von 
"Grundkenntnissen", z.B. über das neue Betriebsverfassungs­
recht, erforderlich im Sinne des § 37 Abs. 6 BetrVG 1972 
sein kann (vgl. Beschlüsse vom 9. Oktober 1973 - 1 ABR 6/73 - 
und 6. November 1973 - 1 ABR 8/73 - beide zur Veröffent­
lichung in der AP vorgesehen und in der Amtlichen Sammlung 
bestimmt; a.M.: LAG Hamm^DB 72, 2489 und LAG Düsseldorf,
DB 73, 2530). Hinsichtlich der Höhe der geltend gemachten 
Kosten wird insbesondere zu prüfen sein, ob eine auswärtige 
Schulung mit den dadurch bedingten zusätzlichen Übernachtungs­
kosten zu vertreten ist. Die Gewährung eines sogenannten 
zusätzlichen "Zehrgeldes" in Höhe von 5?— DM je Tag und 
Teilnehmer neben der Erstattung von Verpflegungskosten dürfte
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unter Berücksichtigung der • Grundsätze des § 57 Abs. 1 
und § 78 BetrVG 1972 kaum in Betracht kommen. Insoweit 
handelt es sich um Bosten der persönlichen Xabensführung.
gez. Br. Müller Br. Auffarth Wendel

Kettner Andersch
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